
24.09. 2020 

 

Vorschlag G-Länder BKatV/StVO 

Die grünen Länder sind kurzfristig zu Gesprächen über eine Kompromisslinie bereit. Ziel ist 

es, bereits im kommenden BR 9.10. zu einer Einigung zu kommen. Grüne können bei dem 

vom BMVI und mehreren Ländern gewünschten Festhalten an der so genannten 

„Warnschussregelung“ ein Entgegenkommen signalisieren, wenn zugleich mit unten 

stehenden Maßnahmen die Verkehrssicherheit spürbar erhöht wird. Über Änderungen im 

BKatV hinaus sind in der StVO Kompensationen der Sicherheitsverluste durch die 

Warnschussregelungen notwendig. Den Kommunen soll es erleichtert werden, rechtssicher 

Tempo 30 und Radverkehrsanlagen anzuordnen.  

 

 

1. Fahrverbote bei einer Geschwindigkeitsüberschreitung ab 21 km/h innerorts bzw. 

ab 26 km/h außerorts 

 

Bei einer Geschwindigkeitsüberschreitung ab 21 km/h innerorts wird bereits bei einem 

erstmaligen Verstoß ein Fahrverbot ausgesprochen, bei 

- innerörtlichen, streckenbezogenen und zonalen Geschwindigkeitsbeschränkungen von 

30 km/h  

Ansonsten gilt für Pkw bis 3,5 t: Bei einer Geschwindigkeitsüberschreitung ab 26 km/h 

innerorts bzw. ab 31 km/h außerorts bleibt es bei dem unmittelbaren Fahrverbot beim 

erstmaligen Verstoß. Außerorts gilt ein Fahrverbot bei einem erstmaligen Verstoß auch in 

Baustellen ab einer Überschreitung von 26 km/h. 

Die vorgesehenen Regelungen für Pkw mit Anhänger, Fahrzeuge schwerer als 3,5 t sowie 

Fahrzeuge mit gefährlichen Gütern oder Passagierbusse werden akzeptiert und sind 

entsprechend anzupassen. 

 

2. Bewährungsfrist 

 

Weiterhin gilt, dass ein Fahrverbot bei einer Geschwindigkeitsüberschreitung ab 21 km/h 

innerorts bzw. bei einer Geschwindigkeitsüberschreitung ab 26 km/h außerorts im 

Wiederholungsfall innerhalb von 3 Jahren seit Rechtskraft der Entscheidung in der Regel in 

Betracht kommt. 
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3. Erleichterte und rechtssichere Anordnung von Radverkehrsanlagen 

 

Bei Radverkehrsanlagen soll nicht nur auf das Vorliegen einer Gefahrenlage, sondern auch 

auf das Vorliegen zwingender verkehrlicher Gründe (s. § 45 Absatz 9 Satz1 StVO) verzichtet 

werden. Gleiches gilt für die Anordnung von Schutzstreifen für den Radverkehr, 

Fahrradstraßen, Radfahrstreifen (wie Pop-Up-Radwegen), Tempo-30-Zonen, 

verkehrsberuhigte Geschäftsbereiche, verkehrsberuhigte Bereiche (Spielstraßen) und 

Fahrradzonen etc. (s. § 45 Absatz 9 Satz 4 StVO). 

 

4. Erleichterte Anordnungsmöglichkeiten von Tempo 30  

 

Die Anordnung von Tempo 30 innerorts soll zum Beispiel in Gebieten mit vorwiegendem 

Mischverkehr  erleichtert werden. Die Anordnung von Tempo 30 innerorts soll in geeigneten 

Verkehrsversuchen über eine Dauer von 3 Jahren erleichtert werden. Die Verkehrsversuche 

sind zu evaluieren. Hierfür ist die Erprobungsklausel der StVO anzupassen (Änderung § 45 

Abs. 9 S.4 Nummer 7 StVO).  

 

5. Anpassung der Höhe der Geldbuße 

 

Die Bußgelder sind vor allem für grobe Geschwindigkeitsverstöße deutlich zu erhöhen. So 

soll beispielsweise für Pkw bis 3,5 t und einer Geschwindigkeitsüberschreitung von 21-25 

km/h innerorts oder einer Geschwindigkeitsüberschreitung von 26-30 km/h außerorts der 

Bußgeldregelsatz künftig 160 Euro betragen. Dieses entspricht einer Verdoppelung der 

Beiträge, die derzeit in der BKatV enthalten sind. Die bislang unverhältnismäßig niedrigen 

Bußgelder zur Ahndung von Parkverstößen zu Lasten nicht motorisierter Verkehrsteilnehmer 

sollen erhöht und durchschaubarer gestaltet werden. Denn in Ballungsräumen stellt falsches 

Halten und Parken eine wesentliche Gefahr für sogenannte schwächere Verkehrsteilnehmende 

dar. Daher sind die Bußgeldtatbestände insgesamt entsprechend anzupassen und dabei die 

Konsistenz im BKatV zu wahren. 

 


